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Drucksadle 1208 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Stellungnahme des Herrn Bundesministers des 
Innern zum Stimmrecht der Berliner Mitglieder 
der Bundesversammlung 


Wir fragen die Bundesregierung : 

1. a) Entspricht die von einem Sprecher des Innenministeriums 

bekanntgegebene Ansicht des Herrn Bundesministers des 
Innern, den Berliner Mitgliedern der Bundesversammlung 
stehe kein Stimmrecht zu, der Auffassung der Bundes- 
regierung, die zur Bundesversammlung 1954 keine ent- 
sprechende Bedenken vorgebracht hatte? 

b) Ist die Äusserung des Bundesministers des Innern mit 
den vom Bundeskanzler bestimmten Richtlinien der Poli- 
tik vereinbar? 

c) Ist der Bundesregierung die Stellungnahme des Herrn 
Bundesministers für gesamtdeutsche Fragen vom 10. und 
12. März 1959 - Az. I A 2 - 210. 1 - 476/54 - bekannt, 
wonach die Berliner Mitglieder der Bundesversammlung 
voll stimmberechtigt seien? 

d) Welche der von den zwei Bimdesministern abgegebenen 
einander ausschließenden Erklärungen über das Stimm- 
recht der Berliner Mitglieder der Bundesversammlung 
entsprechen den von dem Herrn Bundeskanzler bestimm- 
ten Richtlinien der Politik? 

2. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß die Haltung 
des Herrn Bundesministers des Innern die Bemühungen der 
freien Welt, den Vorstoß der UdSSR auf Berlin abzuv/ehren, 
gerade in dem Augenblick erschwerte, als die Sowjetregierung 
und die Regierung der Sowjetzone gleiche Angriffe gegen die 
Bundesversammlung richteten? 

3. Warum hat der Herr Bundesminister des Innern diese seine 
Ansicht nidit während der Beratung des Gesetzes über die 
Wahl des Bundespräsidenten durch die Bundesversammlung 
im Bundestag vertreten, sondern bis wenige Tage vor dem 
Zusammentritt der Bundesversammlung gewartet? 
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4. Ist sich der Herr Bundesminister des Innern der Tatsache 
bewußt, daß er mit seiner Ansidat im eindeutigen Widersprudi 
zu der Ansidit des gesamten Bundestages steht, die durch 
einstimmige Annahme des Berichts des Ausschusses für 
Inneres über den Gesetzentwurf über die Wahl des Bundes- 
präsidenten durch die Bundesversammlung zum Ausdruck 
kam? 


Berlin, den l.Juli 1959 


Ollenhauer und Fraktion 



